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Prüfungsordnung  

für den weiterbildenden Masterstudiengang „Versiche-
rungsmanagement und Versicherungsrecht“ zum Er-
werb des akademischen Grades „Master of Laws 
(LL.M.)“ 
 
 
Präambel 

Gemäß § 17 Abs. 1 Ziffer 1 Verfassung der Humboldt-
Universität zu Berlin (Amtliches Mitteilungsblatt der HU 
Nr. 05/2005) hat der Fakultätsrat der Juristischen Fakul-
tät am 27. April 2006 die folgende Prüfungsordnung er-
lassen.* 
 
 
§  1 Geltungsbereich 
§  2 Prüfungsausschuss 
§  3 Prüferinnen und Prüfer 
§  4 Prüfungen, Anerkennung von Leistungen, Regel-
 studienzeit 
§  5 Form der Prüfungen  
§  6 Studienabschluss und Masterarbeit  
§  7 Sprache in Prüfungen 
§  8 Wiederholung von Prüfungen 
§  9 Ausgleich von Nachteilen, Vereinbarkeit von Fa-
 milie und Studium 
§ 10 Versäumnis und Rücktritt, Verzögerung, Täu-
 schung und Ordnungsverstoß 
§ 11 Benotung von Prüfungsleistungen 
§ 12 Abschlussnote  
§ 13 Scheine, Zeugnisse, Diploma Supplement und 
 akademischer Grad 
§ 14 Nachträgliche Aberkennung des Grades, Heilung 
 von Fehlern 
§ 15 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 16 In-Kraft-Treten 

Anlage: 

Übersicht über Modulabschlussprüfungen 
 
 

§  1 Geltungsbereich 

Diese Prüfungsordnung gilt in Verbindung mit der Stu-
dienordnung für dieses Fach sowie den allgemeinen Re-
gelungen zum Studium an der Humboldt-Universität zu 
Berlin. 

§ 2 Prüfungsausschuss 

(1) Für Prüfungen im weiterbildenden Masterstudien-
gang „Versicherungsmanagement und Versicherungs-

                                                 
* Die Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung hat die 
Prüfungsordnung am 18.12.2006 bestätigt. 

recht“ ist der Prüfungsausschuss der Juristischen Fakul-
tät zuständig. Der Ausschuss wird auf Vorschlag der im 
Fakultätsrat der Juristischen Fakultät vertretenen Grup-
pen durch den Fakultätsrat für zwei Jahre eingesetzt. Er 
kann im Laufe dieser Zeit durch Mehrheitsbeschluss 
durch einen neuen Ausschuss ersetzt werden. Die Amts-
zeit des studentischen Mitglieds kann auf ein Jahr be-
grenzt werden. Die Mitglieder des Ausschusses bleiben 
im Amt, bis die ihnen Nachfolgenden ihr Amt angetreten 
haben.  
 
(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus drei Hochschul-
lehrerinnen oder Hochschul-lehrern, einer oder einem 
wissenschaftlichen Mitarbeitenden und einer oder einem 
Studierenden. Die Hochschullehrerinnen und -lehrer 
müssen die Mehrheit der Stimmen haben. Der Aus-
schuss wählt aus der Gruppe der Hochschullehrenden 
den oder die Vorsitzende/n und eine Stellvertreterin oder 
einen Stellvertreter.  
 
(3) Der Prüfungsausschuss  
 

- bestellt die Prüferinnen/Prüfer, 
 

- achtet darauf, dass die Prüfungsbestim-
mungen eingehalten werden; Mitglieder 
haben das Recht, bei der Abnahme der 
Prüfungen zugegen zu sein, 

 
- berichtet regelmäßig dem Fakultätsrat ü-

ber Prüfungen und Studienzeiten, 
 

- informiert regelmäßig über die Notenge-
bung,  

 
- entscheidet über die Anerkennung von 

Leistungen, 
 

- gibt Anregungen zur Studienreform 
 
(4) Der Ausschuss kann durch Beschluss Zuständigkei-
ten auf Vorsitzende und deren Stellvertretende übertra-
gen. Der Prüfungsausschuss wird über alle Entscheidun-
gen zeitnah informiert. 
 
(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind zur 
Amtsverschwiegenheit verpflichtet. Sofern sie nicht dem 
öffentlichen Dienst angehören, sind sie durch den Vor-
sitzenden oder die Vorsitzende entsprechend zu ver-
pflichten. 
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§  3Prüferinnen und Prüfer 

Prüfungen in den Modulen werden von den Lehrenden 
abgenommen, die im Modul lehren und vom Prüfungs-
ausschuss als Prüferinnen und Prüfer bestellt sind. Be-
stellt werden dürfen nur Lehrende, soweit sie zu selbst-
ständiger Lehre berechtigt sind. Die Lehrenden legen 
fest, in welcher Form eine Prüfung abgelegt wird. Die 
Masterarbeit wird von Hochschullehrerinnen oder -
lehrern oder von habilitierten wissenschaftlichen Mitar-
beitenden betreut und bewertet. 

§  4 Prüfungen, Anerkennung von Leistungen, 
 Regelstudienzeit 

(1) Die Leistungsanforderungen im Studium ergeben sich 
aus dem Studienangebot und den im Anhang ausgewie-
senen Modulabschlussprüfungen. Die dort genannten 
Module werden grundsätzlich mit einer Modulabschluss-
prüfung (MAP) abgeschlossen, die sich aus jeweils zu be-
stehenden Teilprüfungen zusammensetzen kann. Stu-
dienpunkte werden erst dann endgültig vergeben, wenn 
alle Nachweise erbracht und die MAP bestanden worden 
ist. Dies gilt auch für Leistungen, die an anderen Hoch-
schulen erbracht worden sind.  
 
(2) Der Masterstudiengang wird in einer Regelstudienzeit 
von drei Semestern abgeschlossen.  
 
(3) Die Anerkennung von Leistungen in anderen Fächern 
oder an anderen Hochschulen richtet sich nach den all-
gemeinen Regelungen der Humboldt-Universität zu Ber-
lin. 

§  5 Form der Prüfungen 

(1) Die Prüfungen werden in schriftlicher Form erbracht. 
Die Prüfungsleistung muss so gestaltet sein, dass sie die 
für das Modul bzw. bei Teilprüfungen für die Bestandtei-
le des Moduls in der Studienordnung ausgewiesene Ar-
beitsbelastung der Studierenden nicht erhöht.  
 
(2) In schriftlichen Prüfungen weisen Studierende nach, 
dass sie fachgerecht Aufgaben lösen oder eigenständig 
Aufgaben oder Themen bearbeiten und Lösungen struk-
turiert präsentieren können. Schriftliche Prüfungen in 
Form von Klausuren können je nach Typ der Aufgabe 
zwischen einer und fünf Stunden dauern. Die Note wird 
den Studierenden spätestens vier Wochen nach der Prü-
fung mitgeteilt; sie wird schriftlich oder mündlich be-
gründet.  

§  6 Studienabschluss und Masterarbeit  

(1) Zur Masterarbeit wird zugelassen, wer die Modulab-
schlussprüfungen der Module 1 bis 5 bestanden hat. 
 
(2) Der Masterstudiengang ist erfolgreich abgeschlossen, 
wenn alle Studien- und Prüfungsleistungen erfolgreich 
erbracht und eine Masterarbeit in einem Umfang von 20 
Studienpunkten mindestens mit „ausreichend“ benotet 
worden ist. 
 
(3) In der Masterarbeit weisen Studierende nach, dass sie 
ein Thema aus dem Fachgebiet des Versicherungsmana-
gements und Versicherungsrechts selbstständig wissen-
schaftlich bearbeiten können. Sie ist innerhalb von drei 

Monaten zu erstellen, soll in der Regel einen Umfang von 
etwa 60 Seiten nicht überschreiten und ist mit einer un-
terschriebenen Erklärung zur eigenständigen Anferti-
gung der Arbeit und zur erstmaligen Einreichung einer 
Masterarbeit in diesem Studiengebiet in dreifacher Aus-
fertigung beim Prüfungsausschuss einzureichen. 
 
(4) Das Thema der Masterarbeit vergeben die vom Prü-
fungsausschuss zu bestellenden Prüferinnen oder Prüfer, 
die auch die Betreuung und ein Gutachten zur Arbeit ü-
bernehmen, nach einer Besprechung mit dem oder der 
Studierenden. Studierende können Themen vorschlagen, 
ohne dass dem Vorschlag gefolgt werden muss. Studie-
rende können ein Thema innerhalb von 14 Tagen nach 
Ausgabe an den Prüfungsausschuss zurückgeben; sie er-
halten dann ein neues Thema zur Bearbeitung. 
 
(5) Die Masterarbeit wird unabhängig vom ersten Gutach-
ten von einer zweiten Prüferin bzw. einem zweiten Prü-
fer begutachtet, die ebenfalls der Prüfungsausschuss be-
stellt. Die Note ergibt sich aus dem arithmetischen Mit-
telwert der Notenvorschläge in den beiden Gutachten. 
Weichen die Notenvorschläge um zwei oder mehr Noten 
voneinander ab oder wird ein „nicht ausreichend“ vorge-
schlagen, bestellt der Prüfungsausschuss ein weiteres 
Gutachten und setzt die Note auf der Grundlage der drei 
Gutachten fest. 

§  7 Sprache in Prüfungen 

Prüfungen werden in der Regel in deutscher Sprache er-
bracht. Prüferinnen und Prüfer können aus fachlichen 
Gründen Prüfungen in anderen Sprachen abnehmen. 
Über Ausnahmen aus individuellen Gründen entscheidet 
der Prüfungsausschuss auf schriftlichen Antrag. 

§  8 Wiederholung von Prüfungen 

(1) Nicht bestandene Modulabschlussprüfungen können 
zwei Mal wiederholt werden. Die erste Wiederholung soll 
Studierenden vor Beginn der Vorlesungszeit, die zweite 
Wiederholung muss Ende der Vorlesungszeit des auf die 
nicht bestandene Prüfung folgenden Semesters ermög-
licht werden.  
 
(2) Eine nicht bestandene Masterarbeit kann nur ein Mal, 
auf Wunsch mit einem neuen Thema, wiederholt wer-
den. Fehlversuche an anderen Universitäten im Gel-
tungsbereich des Hochschulrahmengesetzes werden an-
gerechnet. Die Erstellung der zweiten Masterarbeit  sollte 
spätestens drei Monate nach dem Bescheid über die erste 
Arbeit beginnen. 

§  9 Ausgleich von Nachteilen, Vereinbarkeit von 
Familie und Studium 

Wer wegen länger andauernder oder ständiger körperli-
cher Beeinträchtigungen oder Behinderungen oder we-
gen der Betreuung von Kindern oder anderen Angehöri-
gen nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen und Stu-
dienleistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen 
Form oder zur vorgesehenen Zeit zu erbringen, hat einen 
Anspruch auf den Ausgleich dieser Nachteile. Der Prü-
fungsausschuss legt auf Antrag und in Absprache mit der 
oder dem Studierenden und der oder dem Prüfenden 
Maßnahmen fest, wie eine gleichwertige Prüfung er-
bracht werden kann. Maßnahmen sind insbesondere ver-
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längerte Bearbeitungszeiten, Nutzung anderer Medien, 
Prüfung in einem bestimmten Raum oder ein anderer 
Prüfungszeitpunkt.  

§ 10 Versäumnis und Rücktritt, Verzögerung, 
Täuschung und Ordnungsverstoß 

(1) Wer zu einem Prüfungstermin nicht erscheint, die 
Prüfung abbricht oder die Frist für die Erbringung der 
Prüfungsleistung überschreitet, hat die Prüfung nicht be-
standen. Dies gilt nicht, wenn dafür gute Gründe vorlie-
gen. Diese Gründe müssen unverzüglich dem Prüfungs-
ausschuss mitgeteilt und glaubhaft gemacht werden. Bei 
Krankheit ist eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen. 
Der Prüfungsausschuss teilt der oder dem Studierenden 
mit, ob die Gründe anerkannt werden. Ist dies der Fall, 
darf die Prüfung nachgeholt oder die Frist verlängert 
werden; schon erbrachte Leistungen sind anzuerkennen. 
 
(2) Wer das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täu-
schung, durch Verwendung von Quellen ohne deren 
Nennung, durch Zitate ohne Kennzeichnung oder durch 
Nutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen 
sucht oder andere Studierende im Verlauf der Prüfung 
stört, hat die Prüfung nicht bestanden. In schwerwiegen-
den Fällen kann der Prüfungsausschuss bestimmen, dass 
eine Wiederholung der Prüfung nicht möglich ist.  
 
(3) Der Prüfungsausschuss muss Studierende anhören, 
ihnen belastende Entscheidungen unverzüglich mitteilen, 
sie begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung ver-
sehen. Studierende haben das Recht, belastende Ent-
scheidungen des Prüfungsausschusses innerhalb von 
acht Wochentagen auf der Grundlage eines begründeten 
Antrags vom Ausschuss überprüfen zu lassen. 

§ 11 Benotung von Prüfungsleistungen 

(1) Die Benotung aller Prüfungsleistungen orientiert sich 
an den allgemeinen Regelungen der Humboldt-
Universität zu Berlin und am European Credit Transfer 
System (ECTS). Es werden folgende Noten vergeben:  
 

- 1 = sehr gut – eine hervorragende Leis-
tung, ggf. auch 1,3,  

 
- 2 = gut – eine Leistung, die erheblich über 

den durchschnittlichen Anforderungen 
liegt; ggf. auch 1,7 oder 2,3, 

 
- 3 = befriedigend – eine Leistung, die 

durchschnittlichen Anforderungen ent-
spricht, ggf. auch 2,7 oder 3,3, 

 
- 4 = ausreichend – eine Leistung, die trotz 

ihrer Mängel noch den Anforderungen 
genügt, ggf. auch 3,7, 

 
- 5 = nicht ausreichend – eine Leistung, die 

wegen erheblicher Mängel den Anforde-
rungen nicht mehr genügt 

 
(2) Wird aus mehreren Noten eine Gesamtnote gebildet, 
wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma be-
rücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung 
gestrichen. Es gilt: 
 

-  bei einem Durchschnitt bis einschließlich 
1,5 = sehr gut 

 
-  bei einem Durchschnitt von 1,6 bis ein-

schließlich 2,5 =gut 
 

-  - bei einem Durchschnitt von 2,6 bis ein-
schließlich 3,5 = befriedigend 

 
-  bei einem Durchschnitt von 3,6 bis ein-

schließlich 4,0 = ausreichend  
 

-  bei einem Durchschnitt ab 4,1 = nicht 
ausreichend 

§ 12 Abschlussnote 

(1) Die Gesamtnote für den erfolgreichen Abschluss eines 
Masterstudiums setzt sich aus den Noten der Modulab-
schlussprüfungen und der Note der Masterarbeit zu-
sammen. Die Noten zu den Modulen werden nach den 
jeweils zu erbringenden Studienpunkten gewichtet. 
 
(2) Die Gesamtnote wird zusätzlich im Einklang mit der 
jeweils geltenden ECTS-Bewertungsskala ausgewiesen. 
Näheres dazu regelt die Allgemeine Satzung für Studien- 
und Prüfungsangelegenheiten der Humboldt-Universität 
zu Berlin.  

§ 13 Scheine, Zeugnisse, Diploma Supplement 
und akademischer Grad 

(1) Alle Prüfungsleistungen im Masterstudiengang wer-
den nach Maßgabe der allgemeinen Regelungen für das 
Studium an der Humboldt-Universität zu Berlin beschei-
nigt. Studierende erhalten ein „Diploma Supplement“, 
das den Anforderungen der EU entspricht. 
 
(2) Wer den weiterbildenden Masterstudiengang „Versi-
cherungsmanagement und Versicherungsrecht“ erfolg-
reich abschließt, erlangt den Akademischen Grad „Master 
of Laws (LL.M.)“.  

§ 14 Nachträgliche Aberkennung des Grades, 
Heilung von Fehlern 

(1) Wird nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, 
dass die Voraussetzungen für den Abschluss des Studi-
ums nicht erfüllt waren, und hat der oder die Studierende 
dies vorsätzlich verschwiegen, werden Zeugnis und Grad 
durch den Prüfungsausschuss entzogen und die Urkun-
de eingezogen. Handelte der oder die Studierende nicht 
vorsätzlich, sind die Voraussetzungen nachträglich zu er-
füllen und der Mangel wird durch eine erfolgreiche Mas-
terarbeit behoben.  
 
(2) Dasselbe gilt, wenn nach Aushändigung des Zeugnis-
ses bekannt wird, dass der oder die Studierende im Stu-
dium getäuscht haben.  

§ 15 Einsicht in die Prüfungsakten 

Nach Abschluss der jeweiligen MAP und der Abschluss-
prüfung besteht innerhalb von drei Monaten Anspruch 
auf Einsicht in die eigenen schriftlichen Prüfungsarbei-
ten, die darauf bezogenen Gutachten und die Prüfungs-
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protokolle. Die Einsicht ermöglicht der Prüfungsaus-
schuss auf Antrag.  

§ 16 In-Kraft-Treten  

Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtlichen Mitteilungsblatt der Hum-
boldt-Universität zu Berlin in Kraft. 
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Anlage: Übersicht über Modulabschlussprüfungen im FachVersicherungsmanagement und Versiche-
rungsrecht 

 
 
Modul 
 

 
Modulabschlussprüfung 

 
Modul 1 
 

 
1 Klausur 

 
Modul 2 
 

 
1 Klausur 

 
Modul 3 
 

 
1 Klausur 

 
Modul 4 
 

 
1 Klausur 

 
Modul 5 
 

 
1 Klausur 

 
 


